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Auf Politik mit Symbolen versteht
sich Jean-Claude Juncker, so viel
muss man ihm lassen. Als er im

vergangenen Herbst zum neuen Präsiden-
ten der EU-Kommission aufstieg, über-
raschte er das politische Brüssel mit einem
kleinen Coup. Normalerweise gehört es
zu den Privilegien eines neuen Kommis -
sionschefs, sich einen Vertrauten zum Spre-
cher zu wählen – schließlich ist es dessen
Aufgabe, den Präsidenten in ein vorteil-
haftes Licht zu rücken.

Juncker aber berief einen Mann namens
Margaritis Schinas, einen 52 Jahre alten

 Juristen aus Thessaloniki, der bislang eine
eher unscheinbare Existenz als Beamter auf
den Fluren der EU-Kommission geführt hat-
te. Bis heute kann Schinas das Glück seiner
jähen Beförderung kaum fassen. Was qua-
lifizierte ihn, einen eher zurückhaltenden
Bürokraten, dafür, beinahe täglich die Ar-
beit der Kommission den Brüsseler Journa-
listen zu erklären? Doch für Juncker zählte
die Geste: Er wollte zeigen, dass die oft ge-
schmähten Griechen zum Herz der Euro-
päischen Union gehören.

Es war eine weitsichtige Entscheidung,
das lässt sich schon heute sagen. In Brüs-

sel hat das Endspiel um den Verbleib Grie-
chenlands im Euro begonnen. Der grie-
chische Regierungschef Alexis Tsipras ist
gefangen zwischen seinem Wahlkampf-
versprechen, die harten europäischen
Sparauflagen endlich zu beenden, und
der Not seiner austrocknenden Staatskas-
se. Die Töne seiner Regierung werden
 immer schriller, zuletzt kündigte sein
Justizmi nister Nikos Paraskevopoulos an,
das  Goethe-Institut in Athen zwangszu-
versteigern, um Reparationsforderungen
aus dem Zweiten Weltkrieg einzutreiben.
An diesem Donnerstag beschwerte sich

Kanzlerin Merkel

EU-Kommissionspräsident Juncker

Angela de Gaulle
Europa Das Endspiel um den Grexit hat begonnen. Doch wer hat das Sagen im Poker 
mit der Regierung in Athen: der Brüsseler Kommissionschef Jean-Claude 
Juncker oder die Nationalstaaten unter der Führung der deutschen Kanzlerin?

Premier Tsipras
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die Regierung in Athen offiziell bei der
Bundesregierung, weil Finanzminister
Wolfgang Schäuble seinen griechischen
Kollegen Giannis Varoufakis beleidigt ha-
ben soll.

Es sind Akte der Verzweiflung. Die Eu-
ropäische Zentralbank hat in der vergan-
genen Woche die Daumenschrauben für
Griechenland erneut angezogen, Geld be-
willigt sie inzwischen nur noch in homöo -
pathischen Dosen. In der Bank wird inzwi-
schen kaum verhohlen vom bevorstehen-
den Grexit gesprochen. 

Nun ist Juncker die letzte Hoffnung von
Tsipras. Vergangene Woche stellte der
Kommissionschef klar, dass für ihn ein Aus-
scheiden Griechenlands nicht infrage kom-
me: „Die Europäische Kommission vertritt
die Auffassung: Es wird niemals einen Gre-
xit geben“, sagte er in einem Interview
mit der „Welt am Sonntag“. 

Die Griechenland-Krise wird damit
nicht nur zu einem Poker um Milliarden,
mit ihr wird auch die Machtfrage in Brüs-
sel gestellt. Nicht der Kommissionschef
führt die Verhandlungen mit Griechen-
land, sondern die Euro-Gruppe unter dem
Vorsitz des niederländischen Finanz -
ministers Jeroen Dijsselbloem. Und am
Ende will sich Merkel die Entscheidung
über den Grexit vorbehalten, schließlich
ist Deutschland mit 63 Milliarden Euro
der größte Gläubiger Griechenlands.
Doch öffentlich präsentiert sich Juncker
so, als sei er der Herr der Gemeinschafts-
währung.

In Berlin verstand man die Worte Jun-
ckers so, wie sie gemeint waren: als Kampf-
ansage. Sicherlich, auch Merkel will ver-
hindern, dass die Griechen aus dem Euro
fallen. Sie fürchtet das Chaos, das dann in
Griechenland ausbrechen würde, und ganz
praktisch wären womöglich auch all die
Milliarden verloren, die Deutschland
Athen geliehen hat.

Doch Junckers kategorische Worte un-
tergraben aus Sicht Merkels das Bemühen,
die griechische Regierung zur Räson zu
bringen. Wie soll man mit Tsipras hart ver-
handeln, wenn die Höchststrafe ausge-
schlossen ist, fragen sich Merkels Berater
im Kanzleramt. Sie unterstellen Juncker
aber auch finstere Motive: Sollte Griechen-
land am Ende doch die Gemeinschaftswäh-
rung verlassen müssen, ist schon einmal
vorsorglich die Verantwortung geklärt:
Dann sind Merkel und ihre verhasste Spar-
politik schuld und nicht Juncker, der gute
Geist Europas.

Das Verhältnis der beiden ist so ge-
spannt, dass gemeinsame Auftritte selt-
sam verrutscht wirken. Als Merkel ver-
gangene Woche Brüssel besuchte, säuselte
Juncker, es sei eine „Ehre, eine Freude,
ein Vergnügen“, die Kanzlerin zu be -
grüßen. Er verstehe nicht den Starrsinn
überregionaler deutscher Medien, die

ständig über den angeblichen Streit
 zwischen ihm und der Kanzlerin berich-
teten. 

Merkel war vom öligen Charme Jun-
ckers so überrumpelt, dass sie sich in schrä-
ge Metaphern verirrte. Erst sagte sie, ihre
Verbundenheit mit Juncker zu unterstrei-
chen sei so überflüssig, wie Eulen nach
Athen zu tragen. Aber die Anspielung auf
Griechenland wirkte irgendwie ulkig, also
fügte sie hastig hinzu, auf Englisch sage
man wohl, es sei so überflüssig, wie Kühl-
schränke an Eskimos zu verkaufen. Jun-
cker lächelte schelmisch.

Die beiden wissen, dass das Schicksal
Griechenlands auch in ihren Händen liegt.
Auf den ersten Blick hängt im Moment zwar
alles an der EZB und ihrem Chef Mario
Draghi. Aber sowohl Merkel als auch Jun-
cker sind sich sicher, dass Draghi davor zu-
rückschrecken wird, Griechenland aus dem
Euro zu drängen. Dies sei eine Entschei-
dung, die ein Politiker treffen müsse und
nicht ein Notenbanker, hat Draghi schon
vor etlichen Monaten zur Kanzlerin gesagt.

Das hält den EZB-Chef aber nicht davon
ab, Griechenland immer stärker unter
Druck zu setzen. Athen kann sich im Mo-
ment nur noch über Wasser halten, weil
die griechische Notenbank die dortigen
Geldhäuser mit Notfallkrediten (ELA) ver-
sorgt und die Europartner der Regierung
erlauben, bis zu 15 Milliarden Euro an
kurzfristigen Anleihen auszugeben, soge-
nannte T-Bills, die vor allem von grie-
chischen Banken gekauft werden. 

Am Donnerstag verfügte die EZB, die
noch einmal leicht erhöhte ELA-Hilfe nur
für 7 weitere Tage zu genehmigen. Bislang
galt ein 14-tägiger Rhythmus. Zudem hatte
die bei der EZB angesiedelte europäische
Bankenaufsicht die griechischen Banken
bereits vor zwei Wochen in einem Schrei-
ben ermahnt, durch den Kauf von T-Bills
keine zusätzlichen Risiken einzugehen.
Jetzt will sie offenbar einzelnen Banken
härtere Vorgaben machen, was die Geld-
not der griechischen Regierung weiter ver-
schärfen würde. Der EZB-Rat muss dies
noch billigen. 

Vielen in der EZB ist klar, dass die No-
tenbank schon jetzt am Rande der Legali-
tät agiert. Das französische Direktoriums-
mitglied Benoît Coeuré warnte vor ein
paar Tagen öffentlich: Die EZB dürfe nicht
die griechische Regierung finanzieren. Das
sei schlicht illegal. „Draghi könnte jeder-
zeit den Stecker ziehen“, sagt einer aus
dem Berliner Regierungslager. Aber das
traut er sich nicht. 

So wird die Griechenland-Krise zu ei-
nem Ringen zwischen Juncker und den Mit-

gliedstaaten, angeführt von der Kanzlerin.
Juncker will unbedingt verhindern, dass
Griechenland aus den Euro fliegt. Das wur-
de schon vor gut fünf Wochen klar, als er
den griechischen Premier in Brüssel emp-
fing wie einen alten Freund. Junckers Wäh-
rungskommissar Pierre Moscovici präsen-
tierte zwei Wochen später einen Vorschlag,
der eher einen Wachstumspakt als strenge
Auflagen für Griechenland skizzierte. Grie-
chenlands Finanzminister  Giannis Varou-
fakis lobte das Papier überschwänglich. 

Die übrigen Finanzminister der Euro-
Gruppe waren nicht so begeistert. Am

Ende spielte das Moscovici-Papier keine
Rolle, aber Juncker kümmerte das nicht.
Er hatte seinen Machtanspruch markiert,
darauf kam es ihm an. Er wollte ein Signal
an Merkel senden. 

Es ist ein grundsätzlicher Streit, der sich
zwischen Brüssel und Berlin entfaltet. Ku-
rioserweise steht Juncker für eine Politik,
wie sie die deutschen Christdemokraten
jahrzehntelang vertreten haben. Die EU
ist für Juncker die Antwort auf die Schre-
cken der Kriege in der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts, und er sieht das Heil des
Kontinents in einer weiteren Vertiefung
der Gemeinschaft. Dass ein Land aus dem
Euro fliegt, ist in Junckers Plan nicht vor-
gesehen. Es ist kein Zufall, dass er im ver-
gangenen Herbst das Buch des Altkanzlers
Helmut Kohl vorstellte, das den Titel „Aus
Sorge um Europa“ trägt und das man auch
als indirekte Kritik an der Politik der Kanz-
lerin lesen kann.

Merkel hat mit der Europapolitik Kohls
gebrochen, für sie ist Europa keine Frage
von Krieg und Frieden, sondern von Euro
und Cent. Merkel hat die Eurokrise dazu
genutzt, die Macht der Kommission zu be-
schneiden und sie zurückzutragen in die
Hauptstädte der Nationalstaaten. So gese-
hen ist sie ein de Gaulle des 21. Jahrhun-
derts. 

Juncker will Merkel in den Arm fallen,
und die Griechenland-Krise ist das Instru-
ment dazu. „Wir müssen den Laden zu-
sammenhalten“, sagte Juncker in den Brüs-
seler Kungelrunden der vergangenen Wo-
chen immer wieder. An diesem Freitag
wollte der Kommissionschef Tsipras erneut
in Brüssel empfangen, geplant war auch
ein Gespräch mit EU-Parlamentspräsident
Martin Schulz. 

Mächtiger und politischer wollte Jun-
cker die EU-Exekutive machen, und bisher
ist ihm das durchaus gelungen. Er zog dem
Stabilitätspakt die Zähne, jener deutschen
Erfindung, die verhindern soll, dass sich
die Staaten der Eurozone übermäßig ver-
schulden. Und er sorgte dafür, dass die so-

Merkel hat mit Kohls Europapolitik gebrochen. 
Für sie ist die EU keine Frage von Krieg und Frieden. 



36 DER SPIEGEL 12 / 2015

FO
TO

: 
A

LK
IS

 K
O

N
S

TA
N

TI
N

ID
IS

 /
 R

E
U

TE
R

S
 (

U
.)

SPIEGEL: Herr Schorkopf,
die Bundes regierung will
keine  Reparationen an
Griechenland leisten, sie
 bezeichnet das Thema als
„rechtlich und politisch
ab geschlossen“. Stimmen
Sie zu?

Schorkopf: In der Sache hat die Bundes-
regierung meiner Meinung nach recht.
Das Problem ist aber: Dieser Verweis
auf formale rechtliche Standpunkte
 befriedet die Diskussion gegenüber
Griechenland nicht mehr. Man sollte
breiter argumentieren.
SPIEGEL: Inwiefern?
Schorkopf: Bei Reparationsforderungen
geht es ja um Transferleistungen, sei es
zwischen zwei Staaten wegen der all-
gemeinen Kosten des Krieges, sei es
gegenüber Privatpersonen, vor allem
wegen Kriegsverbrechen. Diese Fragen
haben neben der rechtlichen eine mo-
ralische Komponente. Und wir erleben
im Moment, gerade zwischen Grie-
chenland und Deutschland, eine starke
Moralisierung der Staatsbeziehungen.
Da kommt man mit einer formaljuristi-
schen Argumentation nicht weit.
SPIEGEL: Der griechische Premier Alexis
Tsipras beschwert sich, die Deutschen
würden nur schweigen und tricksen …
Schorkopf: … und verdreht die Zusam-
menhänge. Griechenland hätte spätes-
tens nach Abschluss des sogenannten
Zwei-plus-Vier-Vertrags 1990 Repara -
tionsansprüche anmelden müssen. Das
hat die griechische Seite jedenfalls
nicht rechtzeitig getan. Dieses Schwei-

* Am 26. Januar in Kesariani beim Gedenken an
griechische Opfer der Nationalsozialisten.

gen kann jetzt mit guten Gründen als
Billigung, als Verzicht auf Reparatio-
nen ausgelegt werden. Der wichtigere
Gedanke ist, dass es einen naheliegen-
den Grund für das Schweigen gab.
SPIEGEL: Welchen?
Schorkopf: Die Bundesrepublik hat über
die vergangenen Jahrzehnte enorme
Transferleistungen erbracht, auch ge-
genüber Griechenland – zwar nicht als
Reparationen, aber im Zuge der euro-
päischen Integration. Wir sprechen von
einem hohen zweistelligen Milliarden-
betrag, diese Summe erreicht ohne
Weiteres die Höhe möglicher Repara -
tionszahlungen. Griechenland konnte
immer mit Unterstützung rechnen. Als
das Land 1981 in die Europäische Ge-
meinschaft aufgenommen wurde, war
es ein Wackelkandidat. Und 2001, bei
der Aufnahme Griechenlands in die
Wirtschafts- und Währungsunion, hat
man nicht so genau hingeschaut, als die
Griechen dafür ihre Bilanzen fälschten. 
SPIEGEL: Das klingt nach einem Deal:
Verzicht auf Reparationen gegen Auf-
nahme in die Währungsunion?
Schorkopf: Vielleicht nicht so direkt.
Aber unausgesprochen war doch eine
Art Geschäftsgrundlage, dass Deutsch-
land durch den damit verbundenen
Wohlstandstransfer auch seiner Verant-
wortung aus dem Zweiten Weltkrieg ge-
recht wird. Das sogenannte Wirtschafts-
wunder wurde ja gerade auch dadurch
möglich, dass man im Londoner Schul-
denabkommen von 1953 die Repara -
tions frage zurückgestellt hatte – und
zwar ausdrücklich, damit die Bundesre-
publik prosperieren konnte. Davon ha-
ben dann im Zuge der europäischen In-
tegration zu Recht andere Staaten, und

besonders auch die Griechen, profitiert.
Das war eine kluge und moderne Form,
die Reparationsfrage zu lösen. Damit
sind, meine ich, Reparationsforderungen
nicht nur formaljuristisch abzulehnen,
sondern auch wirtschaftlich, politisch
und moralisch als erfüllt anzusehen.
SPIEGEL: Warum hat die Bundesrepu-
blik die Griechen nie formal zum Ver-
zicht auf Reparationen aufgefordert?
Schorkopf: Manches wurde ja abschlie-
ßend geregelt, etwa Entschädigungen
für zivile Opfergruppen. Dafür hat der
griechische Staat Geld erhalten. Und
es war offenbar lange Zeit beiden Sei-
ten recht, nicht mehr an alte Wunden
zu rühren.
SPIEGEL: Was ist mit dem Zwangskredit
der griechischen Zentralbank von 1942,
über den so viel diskutiert wird?
Schorkopf: Das war kein normaler Ver-
trag, schon weil er zinslos war. Damit
fällt er für mich in den Bereich der Re-
parationen, das Thema wäre also auch
abgeschlossen. Wenn man das anders
sieht, dürften die Griechen nur die
Rückzahlung des Kredits verlangen,
aber keine Zinsen. 
SPIEGEL: Wenn die Griechen weiterhin
ihre Forderungen als berechtigt anse-
hen: Dürfen sie Eigentum der Bundes-
republik auf griechischem Boden, etwa
das Goethe-Institut, beschlagnahmen?
Schorkopf: Völkerrechtlich: nein. Wenn
sie es trotzdem tun, könnte Deutsch-
land vor den Internationalen Gerichts-
hof ziehen.
SPIEGEL: Ginge das auch umgekehrt,
zur Klärung der Reparationsfrage?
Schorkopf: Nur wenn Deutschland sich
einem solchen Verfahren gesondert
 unterwirft, denn hier geht es um
Rechtsfragen aus der Vergangenheit.
Ich glaube aber nicht, dass die grie-
chische Regierung daran ein Interesse
hätte: Ein solches Verfahren würde
viele Jahre in Anspruch nehmen, das
hilft Griechenland jetzt nicht.
SPIEGEL: Aber vielleicht später.
Schorkopf: Es mag hart klingen: Selbst
wenn Griechenland eines Tages in der
Reparationsfrage Recht bekäme, gibt
es ja neben den angesprochenen Wohl-
standstransfers immer noch die prekä-
ren Kreditbeziehungen. Griechenland
schuldet der Bundesrepublik rund 60
Milliarden Euro. Bevor ein Euro für
weitere Reparationen nach Griechen-
land fließt, könnte die Bundesregie-
rung diese Forderungen gegenrechnen. 

Interview: Dietmar Hipp

„Die Forderungen sind erfüllt“
Reparationen Völkerrechtsprofessor Frank Schorkopf, 44, über Ansprüche Griechenlands

Premier Tsipras*: „Starke Moralisierung der Staatsbeziehungen“ 
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zialistische Regierung in Frankreich wei-
tere zwei Jahre Zeit bekommt, ihr Defizit
abzubauen. Juncker fädelte den Deal mit
Paris so geschickt ein, dass Merkel nichts
anderes übrig blieb, als schmallippig zuzu-
stimmen.

Nun geht es um Griechenland. Merkel
will Athen im Euro halten. Auch wenn die
Kanzlerin im Laufe der Krisenjahre seit
2010 viele Zugeständnisse bei der Euroret-
tung machen musste, den Kern ihrer Poli-
tik konnte sie bewahren: Hilfen gibt es nur
gegen vertraglich zugesicherte Reformen.
Von diesem Prinzip soll sie keiner abbrin-
gen, weder Tsipras noch Juncker. 

Merkels Verbündete sind die anderen
Nationalstaaten und vor allem deren Fi-
nanzminister, die derzeit im Wochentakt
mit Griechenland verhandeln. Der deut-
sche Finanzminister Schäuble kann sich
die Eurozone ganz gut ohne Griechenland

vorstellen, und entsprechend forsch tritt
er auf. 

Die Geduld mit Varoufakis und seinen
Grundsatzreden ist in der Euro-Gruppe
endgültig zu Ende. Nicht einmal Italien
oder Frankreich, natürliche Verbündete
Griechenlands bei Forderungen nach einer
Lockerung des Stabilitätspaktes, springen
Athen zur Seite. Laut klagen die anderen
Minister über die „Selbstverliebtheit“ von
Varoufakis. „Wir sagten dem griechischen
Finanzminister, dass er besser keine Inter-
views mehr gibt, sondern endlich an die
Arbeit gehen sollte“, erzählt Finnlands
 Finanzminister Antti Rinne.

Für viele Regierungen der Eurozone ist
die Griechenland-Krise auch eine Frage
des politischen Überlebens. Wenn Tsipras
seine Forderungen durchsetzen kann,
dann muss die konservative Regierung

Spaniens um ihre Macht zu fürchten, weil
dann die Protestpartei Podemos Aufwind
erführe. 

Die Regierunsparteien in Finnland wie-
derum müssen sich bei der Wahl im April
der euro paskeptischen Partei „Wahre Fin-
nen“ erwehren, die schon jetzt die Politik
gegenüber Griechenland als zu lax emp-
findet. Finanzminister Rinne ist deshalb
froh, dass er in den Parlamentsdebatten
in Helsinki wenigstens auf ein Pfand ver-
weisen kann, das die Griechen den Fin-
nen für deren Hilfen geben mussten. „Wir
wünschen  keinen Grexit. Aber falls das
Land seine Kredite nicht zurückzahlen
kann, haben wir Sicherheiten, die wir
2011 in Verhandlungen mit Griechenland
und der Eurozone durchgesetzt haben“,
sagt er. 40 Prozent der finnischen Kredite
seien durch werthaltige Anleihen aus Län-
dern wie Frankreich und den Niederlan-
den abgesichert.

Im Ringen mit Juncker haben Merkel
und Schäuble also starke Verbündete. Die
Mitgliedsländer, die für die Griechenland-
Hilfen haften, wollen nicht, dass die
 Kommission über das Schicksal des Gel-
des ihrer Steuerzahler entscheidet. „Mit

dem Geld anderer Leute großzügig zu
sein fällt jedem leicht“, spottet 

ein hochrangiger Mitarbeiter Schäub-
les.

Der deutsche Finanzminister fin-
det, dass Juncker viel zu nachsich-
tig mit den Griechen umgeht. Als
die Athener Regierung die Ver-
handlungen über die Eurorettung
erneut mit der De batte um Kriegs-
reparationen vermengte, fiel Jun-

cker den Griechen nicht in den Arm,
sondern ließ erklären, dies sei „ein

bilaterales Thema“. 
Merkels Problem ist, dass sie Juncker

nicht so beiseiteschieben kann wie seinen
Vorgänger. José Manuel Barroso war zwar
auch immer nachsichtig mit den Sorgen
und Nöten der Griechen, und er dachte
laut über die Vergemeinschaftung der
Schulden Europas nach. Aber wenn es
ernst wurde, fügte er sich Merkel, weil er
wusste, dass er sein Amt allein ihrer Pro-
tektion zu verdanken hatte.

Das ist bei Juncker anders. Er ist der
erste Kommissionspräsident, der sich mit
einer Kandidatur bei der Europawahl an
die Spitze der Brüsseler Exekutive ge-
kämpft hat. Er genießt das Vertrauen eines
großen Teils des Europäischen Parlaments
und hat darüber hinaus einen Pakt mit
dem sozialdemokratischen Parlamentsprä-
sidenten Schulz geschlossen, der einen
Grexit ebenfalls um jeden Preis verhindern
will. 

Juncker will Politik machen, auch des-
wegen lässt er seine Leute darüber nach-
denken, wann Griechenland ein drittes
Hilfspaket braucht. Erst nach heftigen
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SPIEGEL: Herr Moscovici, warum sollte ir-
gendjemand glauben, dass Sie als EU-Wäh-
rungskommissar die Euro-Stabilitätskrite-
rien durchsetzen? Während Ihrer gesamten
Zeit als Finanzminister lag das französi-
sche Haushaltsdefizit über den erlaubten
drei Prozent Minus.
Moscovici: Frankreich hat zwischen 2012,
als ich mein Amt als Finanzminister antrat,
und 2013 sein Haushaltsdefizit von rund 5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf 4,1
gesenkt, trotz schwieriger Wirtschaftslage.
Aber ich sitze vor Ihnen nicht als franzö-
sischer Finanzminister, sondern als EU-
Währungskommissar. In dieser Funktion
vertrete ich die Interessen der Europäi-
schen Union. Ich fälle Entscheidungen, de-
nen das gesamte Kolleg der Kommission
zustimmen muss und die sich an festen Re-
geln orientieren. Meine politische Vergan-
genheit spielt dabei keine Rolle.
SPIEGEL: In den Schuldenverhandlungen mit
Griechenland waren Sie eher nachsichtig.
Sie haben für eine weiche Linie geworben,
obwohl die Mitgliedsländer für das gelie-
hene Geld einstehen müssen. Warum ha-
ben Sie das getan?
Moscovici: Die Kommission hat als ehrlicher
Makler vermittelt! Immerhin sind wir uns
doch wohl alle in Europa einig, dass ein
Grexit eine Katastrophe wäre – für die grie-
chische Volkswirtschaft, aber auch für die
gesamte Eurozone. Denn die ist schließlich
mehr als eine gemeinsame Wechselkurs -
zone, sie ist eine Währungsunion. Wenn
ein Land diese Union verlässt, werden die
Märkte umgehend die Frage stellen, wel-
ches Land als Nächstes dran ist, und das
könnte der Anfang vom Ende sein.
SPIEGEL: Wenn Sie die Dinge so apokalyp-
tisch sehen, können die Griechen immer
neue Forderungen stellen – weil ja die
Euro zone ohne sie viel schlimmer dran ist.
Moscovici: Lesen Sie genau das Abkommen,
das wir mit Athen geschlossen haben. Da-
rin erkennt die griechische Regierung die
Überwachung durch Institutionen wie die
Kommission, die Europäische Zentralbank
und den Internationalen Währungsfonds
ausdrücklich an. Und sie verpflichtet sich
neben weiteren Reformen auch, jedes Jahr
einen Primarüberschuss zu erwirtschaften

und so ihre Schulden schrittweise abzu-
bauen. Hören sich diese Ergebnisse etwa
nach einer erfolgreichen Erpressung an?
SPIEGEL: Aber in der EU ist schon die Rede
von einem dritten Hilfspaket für Griechen-
land, bis zu etwa 20 Milliarden Euro schwer.
Moscovici: Bevor wir darüber sprechen,
müssen wir erst einmal die Überprüfung
des laufenden Hilfsprogramms abschlie-
ßen, damit wir die Mittel daraus freigeben
können. 
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„Der Anfang
vom Ende“
Finanzen Der EU-Währungs -
kommissar Pierre Moscovici, 57,
über die Versuche Brüssels,
 einen Austritt Griechenlands aus
dem Euro zu verhindern

Sozialist Moscovici
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Frankreichs Staatsdefizit, in Prozent des BIP 
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4,1 4,14,14,3

Obergrenze laut 
Stabilitäts-
pakt: 3%

Quelle: EU-Kommission

Prognose

Das 
Defizit-
ziel soll
wieder 
erreicht 
werden.

Protesten der spanischen Regierung ru-
derte Juncker zurück – vorerst. Sein Wäh-
rungskommissar Moscovici merkt an, dass
diese Frage frühestens anstehe, wenn die
aktuellen Verhandlungen mit Griechen-
land über die Reformauflagen abgeschlos-
sen seien. 

Doch wird es so weit kommen? Viele
Notenbänker in Europa rechnen derzeit
mit einem raschen Ausscheiden Griechen-
lands aus dem Euro. „In dieser speziellen
Situation müssen Regierungen und Par -
lamente entscheiden, ob sie bereit sind,
die Griechenland-Risiken weiter auszu -
weiten“, sagt Bundesbankpräsident Jens
Weidmann. Im Klartext: Ginge es nach
ihm, wären die Griechen längst schon kein
Problem mehr. Von der spanischen Zen-
tralbank wird berichtet, dass sie für die
nächsten Wochen fest mit einem Grexit
rechnet.

Zwei Szenarien bestimmen die kom-
menden Wochen. Das „Wunschszenario“,
wonach die Griechen doch noch zur Be-
sinnung kommen. Und das „Risikoszena-
rio“, der Grexit. Die Wahrscheinlichkeit
für diese Variante beziffern Notenbanker
mittlerweise auf deutlich über 50 Prozent.
Wobei das Wort Risiko die Sache nicht
richtig trifft. Die Notenbanker halten die
Gefahren eines Griechenland-Austritts für
beherrschbar. Angeschlagene Länder hät-
ten sich reformiert, der Europäische Ret-
tungsschirm ESM stehe für alle Fälle bereit,
zudem wirke das Ankaufprogramm der
EZB für Staatsanleihen wie ein Airbag.
Sollten die Griechen tatsächlich ausschei-
den, wäre die Eurozone viel homogener
und damit auch stabiler als derzeit, so das
Kalkül.

Aber am Ende muss die Politik entschei-
den, Leute wie Merkel und Juncker. Die
Kanzlerin ist sich sicher, dass ein „Gracci-
dent“, also ein unbeabsichtigtes Ausschei-
den Griechenlands, ausgeschlossen ist.
Merkels Berater haben den Fall Zypern ge-
nau studiert. Das Land wäre vor zwei Jah-
ren um ein Haar aus dem Euro gefallen.
Damals hatte die EZB ultimativ mit einem
Ende der Notkredite für zyprische Banken
gedroht, weil sich das Parlament nicht auf
die europäischen Sparauflagen einlassen
wollte. Für mehrere Tage mussten Bank-
schalter schließen, viele Kunden konnten
nur noch eingeschränkt Geld abheben
oder ins Ausland überweisen. Doch selbst
in diesem extremen Fall blieb noch Zeit
für eine politische Entscheidung, und am
Ende lenkte die zyprische Regierung in
 einer dramatischen Nachtsitzung doch
noch ein. 

Vielleicht, so heißt es in der deutschen
Regierung, brauche Griechenland einen
solchen „Schuss vor den Bug“. 

Nikolaus Blome, Martin Hesse, Christoph Pauly,
René Pfister, Christian Reiermann, 

Gregor Peter Schmitz 


